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Iandesrat des Saargebietes,. 2, Sitzungsperi.ode. 
4. Sıtzung. 


Stenographischer Bericht 


über die am 27. November 1922 in der Aula 
der Oberrealschule zu Saarbrücken stattgeiundene 


Sitzung des Landesrates des Saargebietes. 


Vorsitzender; 
Die Sitzung ist eröffnet ( 12 Uhr 15 Minuten ). 


Um Urlaub hat gebeten der Herr Abg. "ilhelm aus 


Wehrden. 
Von der Regierung ist Herr Staatskomissar 


 Dr.Liesch anwesend. 


Die Tagesordnung für die heutige Sitzung ist fol- 
gende: 


1. Begutachtung einer Verordnung betreffend Gewäh- 
| rung eines Zuschusses an die Empfänger einer 
Invaliden-, Älters- oder Hinterbliebenenrente 


im Saargebiet. 


2. Begutachtung einer Verordnung betreffend Ge- 
wä zung eines Reichszuschusses an die Empfänger 
einer Invaliden-, Alters- oder Hinterbliebenen- 


rente im Saargebıet. 


Karius ( 2.): 


SUyMOg Dyasıydmsbousgs voyamaooe gg 


Meine Damen und Herren ! 


Die vorliegenden beiden Gesetzentwürfe sind 
das Ergebnis schwieriger Verhandlungen die zwischen 
Mitgliedern des Landesrates unter Beiziehung der 


Spitzenorganisationen der Arbeıtgeber und Arbeitneh- 
mer mit Vertretern der Regierungskommission stattge- 
funden haben, Es,ist der erste Lbeweis praktischer 
Arbeit, die zwischen Landesrat und den Vertretern der 
Regierung geleistet wurde. Die beiden Entwürfe sind 
deshalb auch so schnell zu verabschieden. Eine Kon- 
 missionsberatung ıst nicht mehr notwendig. Die beiden 
Entwürfe selbst bringen den Beziehern der Reichsinva- 
liden-, Witwen- und Ältersrenten eine ee age Zulas, 
von 120 Franken oder monatlich 10 Franken, Waisen 
erhalten die Hälfte, 60 Franken jährlich oder 5 Fran-- 
‚ken monatlich, Die feuerungsbezüße setzen sich zu- | 
sammen aus 7O Franken Grundrente als Teuerungs- und u 
50 Franken als Reichszuschuss, den die Landeskasse 4 
des Saargebietes trägt. Yon den Verordnungen werden : # 
erfasst, die Bezieher der genannten Renten, sofern [| 
sie nicht aus einer Gruben-Xnappschafts-Pensionskass- W 
' eins Rente beziehen. Es werden in Frage kommen 13 50 WM 
Pensionäre. Davon sind etwa 8 000 Erwachsene, denen | 
der volle Betrag von jährlich 120 Franken zukomt. 3 
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Die Reichsinvalidenrentner erhalten, sofern sie Bei&- 
arbeiter oder Fisenbahner waren, nur den Reichszuschus: 
von 50 Franken, da für diese Kategorien besondere Pen- 
sionskassen bestehen. Der Betrag alı sich wird naca 
ausser. niedrig erscheinen. Der Beitrag ist sehr hoch. 
Er beiräg‘ 48 cts. pre Woche für ie re ar ap For 
32 c+ts. Zür Markempfänger. Man wird sofort finden, dass 
die leistung in keinem Verhältnis zum Beitrag steht, 
Das "at seinen Grund in der Tatsache, dass_im Daarge- 
biet auf 13 500 Rentenbezieher nur 70 000 Beitragszah- 
ler entfallen, Das Verhältnis ist äussersi ungünsiig. 
Das ıst ein Bild, das wir noch öfters unangenehn | 
empfinden werden, weil es in einem kleinen Bezirk,wie 
das Saargebiet, nicht möglich ist, wirklich leistungs- 
fähige Versicherungen zu schaffen, Wir können vorläu- 
fig an den Tatsachen nichts ändern. Es ist nicht beab- 
sichtigt, dass mit dieser Vorlage allein die Not der 
Kleinrentner als abgeschlossen zu gelten hat, sondern 
bei den Beratungen in der Kemmission wurde immer wieder 
erklärt, dass es notwendig ist, dass auch im Saarge- 
biet das deutsche Kleinrentnernotstandsgesetz vom De- 
zember 921 eingeführt wird. Dieses Gesetz sieht vor, 
dass Kleinrentner aus der Reichsversicherungsordnung 
oder eines arderen Gesetzes eine gesetzliche Zulage er- 
halten, sofern ihr Gesamteinkommen, abzüglich gemsser 
 Nebenverdienste einen bestimmten Betrag nicht über- 
steigt. Bei der ersten Anfrage bei der Regierung wurde 
erklärt, dass die Einführung dieses Gesetzes im Saar- 
ebiet 80 000 000 Mark kosten würde und, dass die Zahl 
er Notleidenden im Saargebiet nicht gross se’. Die 
Bmante Summe ist der beste Beweis, wie gross die Zah! 
er Notleidenden im Saargebiet ist. Dann haben wir so- 
fort die Volkswohlfahrtsabteilung ersucht, dass wir 


eine BRauee cu über die Einführung dieses Gesetzes be- 


kommen söllten. Weiter haben wir uns brieflich an den 
Leiter des Wohlfahrtsantes gewandt. Ebenfalls die so- 
ziaıdemokratische Partei. Dann wurde nochmals Dr. Lemme: 
ersucht, in unserem Auftrage dahin zu wirken, dass das 
Mitglied der Regierungskommission Dr,Hector eine Aus- 
sprache über die Einführung des Gesetzes herbeiführen 


soll, 

Meine Damen und Herren ! Sie haben aus der 
Presse gesehen, ‘dass am Dienstag Abend in der Stadt- 
pe sen ersam lung das Fürsorgeamt nd das Kriegs-. 
wohifahrtsamt der Stadt sehr scharf kritisiert wurden, 
herr Regierungskommissar Dr.Hector schrieb mir einen 
Brief, der mir sofort durch Eilboten zugeschickt 
wurge, in dem er sich beschwerte über die Art der Re- 
Amaeanup seiner Person im Stadtverordneten-Kollegiunm 
und bestreitet, dass ihm Gelegenheit gegeben worden se! 


zu einer Aussprache mit den Vertretern des Landesra- 
. tes zusammenzukommen. | 


„ Meine Damen und Herren ! Ich mıss vor der 
Öffentlichkeit feststellen, dass 4 zu 4 verschiedenen 
Malen an Dr.Hector herangetreten wurde um eine Aus- 
sprache zu erreichen. Es kann dem landesrat 
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welcher Dr. Hector einstimmig des Vertrauens enthoben 
hat, niemand zumuten, dass wir einem llitglied der Re- 
Be Sep uns Ada nachlaufen und bitten; " Bitte 

err Kommissar arbeiten Sie doch mit uns." Als Ver- 
treter des Saarvolkes hat der landesrät seine Ehre, 
und diese Ehre ist ebensoviel wert, wie die eines je- 
den anderen. Ich möchte feststellen, dass das der 
Meinung der gesamten yrhge entspricht. Nicht Eu 
nur scll der Landesrat mit dem lüitglied der EEE Dee ‚ 
komnission zusammentreten, sondern das ceutsche Mitgeli 1 
ist an sich verpflichtet, mit den gewählten Vertretern 
des Volkes Fühlung zu suchen. | | 


Vorsitzender; 


Herr Karius, das gehört nicht zur Sache. 
Kerius ( 2.): I 


Herr Präsident, ich darf Sie bitten, diesen 
Tunkt zu besprechen. Ich möchte nochmals unterstrei- 
chen, die Verantwortung für das "eitere was geschieht, " 
liegt beim liohlfahrtsamt der Saarregierung. Es ist Mi) 
Pflicht des Wohlfahrtsamtes mit dem Landesrat zusamnen- Bi 
zuarbeiten. Mi 


Meine Damen und: Herren ! Nancher von.uns, der j 
im Vordertreffen des Lebens steht, muss zugeben, dass el 
wir uns bisher noch keiner Nätarbeit entzogen haben, na 
we es gilt das allgemeine „Johl der Saarbevölkerung 1 
zu fördern, und diese arbeit, die vir verabschieden I; 
wollen, ist der beste Beweis, dass wir mitarbeiten wol- 

llen, wenz man bereit ist, unsere Arbeit anzuerkennen 1 
und anzunehmen. Alle Fraktionen des landesrates und 
die Vertreter der Spitzenorganisationen von Ärbeitge- a 
ber und Arbeitnehmern bitten; diesen Entwurf unverän- R 
dert zu verabschieden, damit vom 1. Dezember ab die N 
Teuerungszulagen zur Auszahlung konnen. a 


Es ist in der Beratung der 7. Kommission fol- 
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i In $ 6 wird hinter " erlässt " cingefügt "nach 
Anhörung der 7, Kommission des lancesrates !usw. " 


i 
i 
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gende Änderung angenommen worden; i by 
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Damit würde der $ 6 heissen: 


Der Präsident der Regierungskommission erläßt 
nach Anhörung der 7. Kommission des lendesrates usw, 
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.  In.der zweiten Vorlage, die 2 Paragraphen hat, | 
soll in $ 1 Abs, 1 zweite Reihe " Regierungskömmissic:. I 
Burch ” Banaen er " ersetzt werden. Das sind die 4 
formellen Änderungen die die 7. Kommission der Voll- ii 


versammlung zur‘ Annahme empfiehlt. “ 
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Scheuer ( Z. ); 


Betz 


Meine Damen und Herren! Die Vorlage, _ 

mit der wir uns zu befassen haber, betritift eın on 
das wir kaum ohne innere Ergriffenheit kesprechen kön- 
nen. \lährend auf der einen Seite gewisse Kreise bei 
ihren Wucher- und Schiebergewinnen mit ihrem (relde 
kaum noch ein und aus wissen, sehen wir auf der andere 
Selte eine kaum mehr steigerungsfähige Not und zwar 

erade in solchen Kreisen, die aufgrund ihrer Vergange 

eit ein Recht auf ein entsprechendes Auskommen hätten 


Wenn Sie I ri m} dass die Klassen dieser Becürftigex, 
1a 


denen mit der Vorlage geholfen werden soll, eine Kente 
beziehen, Cie nicht mehr für einen laib Brot reicht, 
dann werden Sie zugeben müssen, dass auch keine 

Stunde gewartet werden kann, um hier Abhilfe zu schaf- 
fen. Das waren die Beweggründe, warum wir für schnell- 
ste Erledigung der Vorlage waren, obwohl wir mit den, 
beschlossenen Sätzen keineswezs zufrieden sind» Alleın 
cie Lage der Dinge war folgende: 


Es hat zunächst erhebliche Zeit gedauert 
bis die Regierung bereit war. mit uns in eine Ver- 
handlung der Materie einzutreten. Im laufe dieser Ver- 
handlungen hat sich ergeben, dass bei dem Standpunkt 
der Regierung die Vorlage in möglichst unveränderter 
Form angenommen werden muss, wenn sie tunlichst 
rasch Gesetz werden soll. Diese beschleunigte Ver=-h- 

schiedung des Gese*’zes war der Leitstern bei der 
Beratung. Bei dieser Sachlage sind wir dazu gekommen, 
uns auf die vorliegenden Sätze festzulegen. Ich be- 
tone noch einmal, dass es keinem einzigen Mitglied 
der Kommission eingefallen wäre, sich auf den Stand- 
punk; zu stellen, dass damit nun für die Invaliden- 
rentner alles getan sei. Äber die Not ist derart 

ross, dass dieses Wenige sofcrt genommen werden muss. 
Sie werden nachher vom Berichters atter das Gutach- 
ten hören, auf das wir uns geeinigt haben, und ent- 
nehmen, dass wir die Vorlage mit ihren Sätzen akzep-- 
tierer in der bestimmten Hoffnung, dass unverzüglich 
die weitere Behandlung der Angelegenheit erfolgt, und 
dass insbesondere das Kleinrentnernotstandsgesetz_ ein- 
he wird, das eine weitere Fürsorge gewährt. Ich 

emerke, dass gerade unter diesen Kreisen die Not 
noch grösser ist. Hier muss selbstverständlich alles 
irgend Nögliche gsschehen. Es wird wohl der gang- 
barsse Yeg der weiteren Hasden eye Hin der Angelegen- 
heit sein, wenn das Kleinrentnernotstandsgesetz ein- 
geführt wird. 


Ich darf namens meiner Partei den Vorschlä- 
en der Vorlage in der vorliegenden Form sowohl auch 
en. Gutachten zustimmen und hoffe, dass es gelingen 

wird, in Kürze recht weitere erfreuiiche Resultate 
erzielen zu können. 
8, 

Meine Damen und Herren ! Auch wir ven der 
sozialidemokratischen Fraktion fincen die Sätze, die 
nach den Verordnungsentwürien gewährt werden sollen, 
ausserordentlich gering und ungenügend. Aber es ist 
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cie Arbeit, die in der letzten \icche fertizgest elit 
werden musste, damit den leuten bereits am D 
zember eiwas zur Auszahlung kommen kann. Wi 
zehlermässig nichts ändern, sondern verabschiecen 

das Gesetz, damit die Geschichte nicht weiter hinaus- 
geschoben wird. im August dieses Jahres hat die 
sozialdemokratische Fraktion den Antrag_au£ sofor-- 
tıge Einberufung ces Landesrates gestellt, un da- 
mals bei der kat astrophalen \arkentwertung durch 

die sofortige ZEinberufung des Landesratesr zu erwir- 
ken, dass Massnahmen gesen die Zrosse Notlage weiter 
Kreise getroffen werden sollen. Aber damals hat die 
Regierungskommission sich nicht veranlasst gefühlt, 
den Lancesrat einzuberufen; im Gegenteil, auf das 
dıesbezügliche schreiben der sozialdemokratischen 
Fraktion an die Regierungskommission haben wir die 
ntiort erhalten, dass für die Regierung keine 
Veran!assung bestehe, den Landesrat einzuberufen. 

Des ist ausserordentlich bedauerlich, denn es _ 
steht ohne weiteres fest, dass unter Umständen In 
der heutigen Zeit sehr oft \omente eintreten können, 
wo eın sofortises Zusammentreten des Landesrates 
erTorcerlich ist. Wenn unserem damaligen Antrage 
entsprochen worden wäre, dann hätte das, was ab 

1. Dezember gezahlt werden soll, schon an 1. Sep- 
tenber oder 1. Oktober zur Auszahlung gelangen kön- 
nen. Die Hegierungskommission trifft selbst die 
Schuld an dieser Hei ehe Die Zuffassung der 
Regierungskommission, dass der Landesrat alle 
Vierteljahr einmal einberufen wird, ist nieht halt- 
bar. Die Regierungskommission hat die Bevölkerung 
ces Saargebietes zur \Witarbeit auigefordert. Nun 

ist der Landesrat geschaffen, wir sind bereit mit- 
zuerbeiten und veriangen auch, dass die Regierungs- 
kormission endlich das tut, was notwendig 1st. Wir 
arbeiten gerne und können aus diesem ürunde nicht 
verstehen, dass die Regierungskommission von Juli 
bıs November gebraucht hat, den Landesrat einzu- 
berufen. 
Juch wir sind der /uffassung, dass die Ver- 
ordnung über das Kleinrentnernotstaändsgesetz unbe- 
dingt einzuführen ist und hoffen, dass die Regie- 
rungskonmission uns möglichst in dieser Sitzungs- 
erıode einen Gesetzentwurf zugehen lässt. In 
Mutsenland besteht dieses Gesetz. Es praucht nur 
abgeschrieben zu werden und dann kann es möglich 
sein, dass es uns in 14 Tagen bis 3 Wochen vorge- 
lest wird. 

Wir betrachten diese Verordnungsentwürfe 
als Notbenelf und hoffen, dass die Regierungskon- 
mision baldmöglichst koumt, um die Notlage weiter 
Kreise zu beheben. 
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Hoffmann (S.): 


Meine Damen und Herren! Auch ich möchte Sagen, 
dass näch unserem Dafürhalten in der Frage langs 


7Vv 






HIT 
6 - nn 
hätte etwas getan werden müssen, Unser erster Antrag 4 
war derjenige, dass das Notstandsmassnahnengssetz .n 
Saargebiet eingeführt werden muss. \Wienn wir heute Q3- 
zu übergehen, eine Zuschussrente fcstzulegen, cie _ 
nicht ausreicht, haben wir der Regierung einen Teil 
ihrer last abgenommen. Die Beitragszahler wercen Kksır 
ee recht auf Grund ihrer Beitrags.erstrng 
aben können, weil die Zuschussrente als vor.läuii7 
gedacht ist. Darum wurde aber auch in der Kommission. 
versucht, diese Sätze zu erhöhen. Berghauptmann 
Frantzen hat immer eine andere Haltung eingenommen, 
weil es nach seinem Dafürhalten erstens die Arbeit- 
ee zweitens die Regierungskommission zu stark | 
elasten würde, da der Reichszuschuss erhöht würde un: 
diese Notverordnung nur eine kürzere Zeit bestehen 
soll, Mein Prinzip war, ganz andere Fragen herauszu- 
holen und Schritte müssten auch in dieser Hinsicht 
in die Wege geleitet werden. Ich glaube annehmen zu 
können, dass wir der Regierung sagen müssen, wenn 
wir Anträge einreichen, dass wir wenigstens das Anrect 
für uns beanspruchen dürfen, eine Antwort zu erhal- 
ten. Es kann nicht gesagt werden, dass kein Antrag 
eingegangen wäre. Unser erster äntrsg war, dass 
dieses Gesetz eingeführt werden soll. Abgeordneter 
Karius hat sich zweimal an Dr. Iemmerz, Abgeordneter 
levacher einmal an den Leiter des Yonlfahrtsantes 
gewandt. Ich habe den Vorstand des Landesrates_ in 
einem Schreiben gebeten, es dem Leiter des .ohlfahrts- 
amtes zu unterbreiten, dass eine dıesbezügliche 
Sitzung einberufen werden soll. Aber kein Äntrag und 
auch mein Schreiben soll die massgebende Stelle er- 
reicht haben. 








Ich kann erklären, wenn heute die sozialdemo- 
kratische Fraktion vielleicht diesem Entwurf zustimmt, 
dann tut sıe es mur, wenn das Notstandsmassnahmenge- x 
setz sobald ame ich im Saargebiet eingeführt 4 
wird. Es wırd die Aufgabe der Regierung sein das zu | 
tun. Ich beantrage, dass der Ilandesrat sich dafür 4 
ausspricht, dass das Notstandsmassnahmengesetz sobald h 
als möglich in Angriff genommen wird. Abgeord neter R; 
Karius, Sıe haben sich geirrt ! Die Regierung hätte M 
damals 80 Millionen Nark Unkosten herausgerechnet, ! 
wenn das Gesetz im Saargebiet eingeführt würde, Es _ “4 
wird heute viel mehr ausmachen, sodass sich heute die | 
Regierung, besonders der Leiter des "ohlfahrtsamtes | 
nıcht so für aıie Finführung dieses Gesetzes erwärnen. 4 
Die Regierung, die viele Franken übrig hat und Rie- i 
sengehälter zahlt, hat auch die Aufgabe den Ärnsten 
der Armen zu helfen. iM 
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Vorsitzender: u 
| Ich habe das Schreiben,das mir zugeschickt 4 
wurde, im Dienstwege weitergegeben. Ich weiss nicht, I 
was weiter erfolgt ist, Es können Verluste bei der | 

Fost oder durch den Boten vorgekommen sein. Ich muss N 
erklären, dass nach meiner Überzeugung eine Antwort i 
erfolgt wäre, wenn der Leiter des Niohlfahrtsantes di 
das Schreiben erhalten hätte. i' 
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:9taatskommissar Liesch; 


Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass im 
vorhin telephonisch angefragt habe. Es war mir aber 
nicht möglich festzustellen, ob der Brief auch k tsäch-- 
lich an Herrn Hectorweitergegeben wüns,;es wird so 
sein, wle Herr Kossmann erklärt hat, Jass durch die 
Post, oder auf welchem !ege es auch sei, eine Ver- 
fehlung vorgekommen ist. 


Schmelzer (Lib. Vp.): 


Meine Damen und Herren! "ir von der liberalen 
Volkspartei sind auch dafür, dass die Sätze, die 
hier den notleidenden Rentneru gewährt werden 
nicht ausreichen. Wir hätten gerne unsere Zustimm- 
ung dazu gegeben, wenn besonders der Zuschuss des 
Saargebietes höher ausgefällen wäre. Wır mussten 
a befürchten, dass dann die Verahschiedumg der 

or.age zweifelhaft geworden wäre um dıe Hılfsbe- 
dürftigen rechtzeitig in den Genuss dieser Sätze 
zu bringen. ir hätten gewünscht, dass Zuschüsse 
von der Regierung getragen werden und zwar aus all- 
gemeinen Kitteln und der ändere Zuschuss von Arbeit- 
ebern und Arbeitnehmern. Wir sınd der \leinung dass 
iese Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
doch schon ausserordentlich hoch sind. Durch die 
Abtrennung der Rentenversorgung vom Deutschen Heich 
ı1st ein Apparat geschaffen worden, cessen Verwal- 
tungskosten so hoch sind, dass sıe zumeist das 
verschlingen, was man zum Auszahlen nötig hat. 
Wir hätten annehuen müssen, die Regierung hätte 
darauf müssen Rücksicht nehmen. Aus dem Grund wird 
es nur möglich sein,aus Beiträgen die Aufwendungen 
zu_ machen, die nötig_sind. Die Regierung hat ja | 
alles vom Deutschen Reich getrennt. SIe mag trennen | 
so viel sie will, das, was im Herzen drin ıst, 
trennt sie nicht ab (Seir richtig). | 
Es ıst Aa ein kleiner Scherz, dass | 
diese ganze Vorlage auf einen Initiativantrag 
des Landesrates beruht. Die Regierungskommission 
verweigert bekanntlich dem laucesrat lnitiatıv- 
anträge zu stellen, sie sagt, das gibt der Völker- 
bund nickt zu. Sie sieht aber ein, dass auf diese 
Weise nichts zu machen ist und hat einem Mitiativ- | 
antrag des Landesrates stattgegeben. Wir freuen 
uns, der Anreger zu dieser Verordnung zu sein. | 
Wır haben bei einer Besprechung mit dem Herrn Prä- | 
sicenten Rault darauf hingewiesen, dass es bei dieser | 
Besse er, der Rentner nicht getan sei, dass 
die Besserstellung der Ruhestandsbeamten und lohn- 
eupfänger bewirkt werden müsse. Mir wurde erwidert, 
das seı ausgeschlossen, da die Verhandlungen mit 
dem Deutschen Reich zu keinem Ergebnis zZelangt 
sird. Ich habe damals den Vorschlag gemacht, man 
möchte aus den *"eihen der gewählten Vertreter des 
Volkes d. h. Iandesrat, Vertreter hinzuz.ehen, 
dann würden die Verhandlungen sehr schneil vor sich 
gehen, Wenn man natürlich das saarländische Nit- 
glied der Regierungskomnission dazu bestimmt, so 
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kann man sich nicht wundern, dass es zu keinem guten 
Ergebnis kommt. Es ist ja_verständlich, dass Herr 
Hector bei der deutschen Regierung einer Ablehnung 
begegnet, 


Vorsitzender: 


Die Frage gehört nicht hierher,und ich bitte, 
halten Sie sich an der Tagesordnung. 


Schmelzer ( L.V.): 


Ich kann mich dem nicht anschliessen, die 

Frage steht doch im Zusammenhang mıt_der Vorlage, "ir 
sprechen von der allgemeinen Not im Saargebiet, ir 
hätten gewünscht, dass die Kapitalrentnrer irgendwie 
bedacht würden. Das los dieser leute ist das denkbar 
traurigste und unse trauriger, da die leute dieser 
Stände nicht gewohnt sind, ihre Not an den Tag zu 
legen. Es muss etwas vonseiten der Re2ierun geschehen 
| ehr richtig, rechts )}. Ich kann dem Eanefan tischen 

ertreter der Regierungskommission den Vorwurf nicht 
ersparen, dass er aus sich heraus etwas hätte tun 
missen. Es ist an und für sich ein Unding, dass man 
einen Vertreter in der Regierungskomission hat, mit 
dem man nicht verhandeln kann. Ich werde Herrn Hector 
nicht angreifen, aber es ist doch ein ef dass 
dieser Nann der Not steuert, mit dem die politischen 
Parteien nicht mehr verkehren. \iir haben ihm mit volle: 
Absicht den Fehdehandschuh hingerorfen. "”arum hebt er 
ihn nicht auf ? Dass er sagt, ich sche ein, dass an 
meiner Stelle ein anderer Mann stehen muss. ( Sehr 
richtig. 


Vorsitzender; 


| Bringen. Sie diese Sache hier nicht vor, _sie 
hängt gewiss nicht mi‘ der VEREINE zusamner. Tragen 
Sie Ihr Anliegen an zuständiger Stelle vor. 


Schmelzer ( L.V. ): 


Auf alle Fälle erwarten wir von der Regierung. 
und wir bitte Sie, Herr Regierungsvertreter, da »ie 
ein grösseres Vertrauen haben als unser eigenes saar- 
ändisches Mtglied der Regierungskommission, dass 
Sie die Regierung angehen, dass etwas geschieht zu- 

unster der bedürftigen Kapitalrentner und zugunsten 
er Ruheständsbeamten und hoffen, dass unser Apell 
nicht ungehört verhallen wird. ( Bravo ). 


Schmoll ( H.u.L.): 


Veine Damen und Herren ! Auch Cie Vereinigung 
der Hausbesitzer und der Landwirtschaft steht auf 
dem Standpunkt der Vorlage und schliesst sich dem an, 
was gesagt worden ist. "as den Rentnern geboten wor- 
den ist, ist zu wenig. Weitere Hilfe ist erforderlich 
und wir würden es begrüssen, wenn das Kleinrentner- 
notstandsgesetz eingeführt würde, Wir wünschen, dass 
den Rentnern auf der ganzen Linie geholfen wird, Den 
Angehörigen des Mittelstandes geht es verzweifelt 
schlecht. \iir wünschen aber auch, dass dem Fausbe- 
sitz geholfen wird. Man kann ihm 
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dadurch helfen, dass man den gesetzlichen Zwang 
von ihr wegenimnt, damit diesen Kapitälrentnern 
geholfen wird. Sn‘ 
| Io übrigen schliessen "ir uns cer 
Vorlage en 
' Komm. ); 
“Meine Damen und Herren! Ich zöchte von vorn- 
herein feststellen, dass uns cer Gesetzentwurf aer 
Resierung nicht’ zusag% und nicht genügen kann. 
Vor a.len Dingen lege ich Wert darauf, einmal diese 
Frage klarzustellen, woran die Schuld liegt, dass 
men heute Bee kann, die Beiträge sollen aui 
Cts. pro Yoche gebraehi werden und zwar speziell 
zu, Lasten der Arbeiter und diese selbst haben bis- 
her noch nichts davon erhalten, Yo liegt die Ur- 
soche® Tas ist der Grund? Ich kann nicht unmhin, 
icä muss nich auf einen fenz anderen Standpunkt 
stellen wie Sie. Der Krieg und seine Begleiterschei- 
rungen tragen allein die Cchuld. Die deutsche 
Volkspartei, Zentrum usw. sind hoch zu Ross auf 
diesem Kriegsfuss, sie, die noch nle zufrieden 
weren, Gie noch gerne langer Krieg geführt hätten. 
Wen hat während ües Krieges ohne Rücksicht gewirt- 
schaftet und nun kommt man hierher und wundert sich, 
dass die Not und das Elend überall Platz gegriifen 
hat, und sucht nach Mitteln und egen, cen Äermsten 
der Armen zu helfen, Ian wagi es, eıne Vorlage, 
die 10 Fres: in sich bürgt, sage una schreibe 
10 Frss., vorzulegen. _ ae SE 
Meine Danen und Herren! Es sind dieses Nlen- 

schen, vie sonst von keiner Seite was bekommen, 
die keine Knappschaftsrente erhalten, was ja auch 
hier schon VRrER ausgeschaltet ist. Un‘ wıe liegt 
die Sozialversicherung? "as haben wir dazu zu sagen? 
Es ist nicht allein im Saargebiet so, auclı bei uns 
Arüben im Neich und ganz besonders in =uderen »laa- 
ten. da liegen die Verhältnisse so, dass es endlich 
Zeit ist, etwas zu tun. ich will erwehnen, dass 
ich Fälle kenne von Anträgen, die schon vor 2 Jahren 
nach Trier gingen. Oberversicherungsawt in Trier 
und Saarbrücken streiten sich über die Frage, wen 
diese Bearbeitung zusteht, Die Arbeiten sind noch 
nicht abgeschlossen. | 

Meine Namen und Herren! So kann das nicht 
weitergehen. "ir werden alle \üittel anwenden 
une werden zu unserer Arbeiterschaft gehen und 
segen, wie man hier vorgeht vonseiten cer bürger- 
lichen Parteien mit der Regierung uitzuarbeiten, 
dass sie bereit sind, Iür die Interessen einzutre- 
ten und schön das Deutschtum hervorzuheben, Davon 
werden sie nicht satt, Gehen sie ernstlich daraui 
ein. Man lacht von Seiten des Kerrn Röchling. 
Menn man sich die Finanzen betrachtet der Herren 
Unternehmer, so sieht man, dass »an dort keine 
Not verspürt. Wenn auch wir in die konfessionelle 
Volksschule gegangen sind, so wissen wir doch 
dass man nach anderen Devisen gegriffen hat. Die 
hat man für die dummen Arbeiter. 
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| Veine Damen und Ferren! Es ist besonders 
dabei zu erwähnen, dass wir von uuserer "artei 
schon lange darauf hingewiesen haben, dass urkedingt 
 etwäs dag werden soll. Äber wie liegen die Dinge? 
Wir haben darauf hingewiesen, dass c1& Regierung 
Steuergesetze erlassen hat, cie nur die Arbeiter- 
schaft treffen. Wir erkennen diesen Entwurf an, 
eber die Not unter der Arbeiterscheft ist nach 
meiner Meinung noch viel viel schlimmer und viel 
vie! bitterer. Wir können nicht begreiien, dass 
man den lohnsteuerabzug eingeführt hat, um der 
Arbeiterschaft den Lohn zu besteuern, den sie nicht 
hat. Man besteuert den Bruttolohn und heute sollen 
Sie einem Ueseiz zustimmen in dieser Vorlage, 
wo die Arbeiterschaft ellein die lüttel_ dazu auf- 
zubringen hat. Das ist zun Teben zu viel und zum 
Sterpen zu wenig. (Zwischenruf: umgekehrt! ). 
Fiıs Kuh hat vier Füsse und vertappt sich. Unser 
Vo:schleg ging dahin, vom 1. Dezen er 1%.2 an 
wire von der Landesversicherungsanstalt des »aar- 
gebietes T'itwen, Rentnern usw. ein jährlicher Zu- 
schuss gewährt. Ä 
Son der Herr Vertreter des Haus- und \rund- 
besitzes so schön sich auf die Vorlage gestellt 
hat, wir sind es auch gewöhnt. Diese Herren sollen 
sich überlegen, dass auch die Arbeiter ihren Be- 
‚sitz beschützen helfen. sie haben ihre Schädel. 
hinhalten müssen, heute liegen sie auf cer Strasse 
und en den Ecken umher und Batch un ein Almosen. 
Es wer immer so, der Dank des Vaterlandes ist Buch, 
gewiss. Die Herren Besitzer, wir werden roch darau 
zu sprechen kommen. Sie sagen: Allein dem Pro fit 
sei lob und Ehr, allein deu Profit wollen wir die- 
nen. 
eine Damen und Herren! So gehen die Dinge 
doch nicht. Es ist bedauerlich, aber wehr. Und wenn 
tatsächlich man heute sieht, wıe.die Hinterblie- 
benen und Pensionäre auf den Strassen stehen, wie 
sie 30 bis 40 % ihrer Knochen zu lüiarxte getragen 
haben für das Kapital, und heute sehen wir sie 
dass sie wie ein Hund iu Strassengraben verrecken 
müssen. Mit Achselzucken gehen die besseren Gesell- 
schaften vorbei, denken aber nicht, etwas zu tun. 
Fenn man da weiter sagt, wer zwe ji Röcke hat, der 
gebe dem einen, der keinen hat. 
feine Damen und Ferren! Ich habe vorhin _. 
davon Seaprochen, dass unsere Partei so viele Ein- 
| a an die Regierung genacht het. Was ist die 
ntwort der Regierung? Die lässt ein Schreiben 
hinausgehen, dass wir nichts zu sagen hätten. 
keine Dawen und Herren! Ich glaube, such diesen 
können wir uns nicht fügen. Wenn wir nichts u 
sagen haben dann brauchen wir nicht zu kommen 
‚und gie kostbare Zeit verschwenden und dann noch 


der Arbeiterschaft sagen, wir konnten Euch nic ht 


mehr geben. So wie hieı der Beschluss liegt, so geht 
es nicht und das können wir uns nicht bieten lassen. 


Wir müssen klar und ceutlich sagen, was los ist, 
menn bewiesen ist, dass die Regierung mit den Ar- 


beitgebern in dieser Beziehung einig ist. Sie 
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ie sie als Renten auswerten. »ie haben si:h 


Jahre geschunden und dann vielleicht eine Uhr ge- 
schenkt bekommen. \an sagt aber nicht, wieviel, 
Tensende sie dem Arbeitgeber ın die länce gespielt 
hoben. Das sind die Fragen, die wir aufzurollen wün- 
schen, und wir werden es in der Zukunft entschie- 
den tun. Wir werden in Zukunft nicht nehr d ulden, 

dass hinter Kulissen etwas vorgebracht 
wird und die /rbeiterschaft ist wieder enttäuscht. 

Wir schiagen vor, wenn die Herren \rbeitgeber 
die Nittel aufbringen wollten, dass einnal dıe 
Herren "rbeitgeber, die immer mit Verlust arbeiten, 
die Rollen vertauschen würden, dass einnal der Ar- 
beiterschaft selbst das Heft ın die Hand gegeben 
wird. Sind Sie dafür, meine Daren und Herren, 
stinmeu Sie dem zu. 


leichen sich auch in den Ausgaben für: freue ZuRemNe 


Vorsitzender: 


Herr Reinhard, Sie müssen sich Lehr an der 
Sache halten. 


Reinhard (Kommnist): 


Ich bin der Meinung, dass die Not a ohne 
werden soll, wie denjenigen zu helfen ıst. iem 
wir nun davon und darüber uns unterhalten wollen, 
dass wir unbedingt auf die Ursache eingehen, un 
wir müssen Ya ttel und Wege finden, wie wir helien 
können. Die Kormission hat schon Vorschläge gemacht, 
aber wir müssen wissen, wo die Gelder stecken, 2!C 
glaube, dass dies dazu gehört. Ich für neine rerson 
ann mich nicht an Paragraphen binden, die Arteijter- 
scnsft kann sich nicht daran satt essen und nachher 
führen Sie an, die Unkenntnis der Gesetze schützt 
vor Strafe nicht. 
Meine Damen und Herren! Ich verkange, dass 

man unbedinet dıe Beziehungen nit dem Westen aufrecht 
erhalten so 1. ®ijr haben Arbeiter, die notgedrungen 
in Lothringen ihr Brot verdienen. Ich bin nicht ein- 
seitig, ich habe gesehen, dass die französisclen 
drbeiter genau so Menschen sind wie wir, die auch 
seschunden werden, Es sieht genau so aus w1® in 
Deutschland. Ich glaube, ich habe Ihnen nun auch 
meine Vorschläge mit cer in unterbreitet 
und glaube nicht, dass darüber nocı etwas zu sagen 
wäre. Nir werden uns nicht den l\unc verbinden lassen, 
wenn es heute nicht ist, wird es ein anderes Nal 
sein, vielleicht mit einen besetzten Saal von Zu- 
hörern, dass die Regierungskozi1ss1on einsehen muss, 
dass wır uns nicht undtot machen lassen. Ich bitte 
die Herren, unsere Vorschläge Snzunehmen und die 
Vorschläge der Regierungskormmission abzulehnen. 

Ich sehe nicht ein, dass diese Vorschlage nicht 
durchführbar sind, denn ich kann nur darauf hinvwel- 
sen, dass man während_des Krieges alles fertig 
gebracht hat, was viel schwieriger war als unser 
einfacher Vorschlag. Fie gesagt, die Herren Unter- 
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nehrer streichen einige Prozent ihrer Gewinne und 
eben sie dem, dem sie gehören. (Unruhe )._ Wenn 
eine Arbeiter da sind, dann fährt keine Eisenbahn, 
keine Strassenbehn und Sie fahıen nicht uehr im 
Auto, Herr Röchling. 
Ich bitte, unsere Vorschläge anzunehmen. 


Vorsitzenier:; 


Herr Reinhard, ich bitte Sie, Ihren Antras ir 
schriftlich vorzulegen, wie es nach der Geschäfts- 
ordnun? vorgesehen 1St. 


Dr. Scheuer (Den. ); 


Wir werden uns dem Gutachten anschliessen, 


das abgegeben wird, was ich als Verireter der demo- 
kratischen Partei aussprechen darf. Es ist das erste 
Val, dass von Landesra raktische Arbeit geleistet 
worden ist. Die Arbeit a lein ist nicht von den 
Fraktionen, sondern such von Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern bei Berghauptmann Frantzen geleiste 
worden. Ich erkläre, dass Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer gleiche Beiträge bezahlen. Ich habe zu, betonen, 
dass ich der lleinung bin. dass die Sätze nicht aı S= 
reichend sind und hoffe bestiumt, dass die Vorschläge, 
die wir gemacht haben, angenommen werden, damit 
uns mehr bewilligt wird. Nun lassen. Sie nich kuz ein- 
gehen auf einige Worte des Herrn Keinhard. (Un-.- 
verständlich). | 

Aber auch noch eins möchte ich sagen, 68 ist 
mir aufgefallen, dass diese beiden Herren sich von 
der Kommission Ferngehalten haben. (Hört, Hört!) 
Ich muss betonen, ich habe die Mitarbeit des Herrn 
Reinhard mit der Meterschutzvorlage für durchaes 
schützungswert zu bezeichnen; heute hat Herr Rein- 
hard ein anderes Bild von sich gegeben und ich bin der 
der Neinung, dass der Reinhard ein anderer ist, 
der hier ist, als in der Kommission. 


Vorsitzender rügt. 
Dr. Scheuer (Dem. }: 


Hs war nur Scherz. 


Karius (Z.): 


Als Berichterstatter erkläre ich, dass 6 Sis.- 
zungen stattgefunden haben. Bei den sozialen Arbeiten 
hat der Abg. Heligen keinen Antrag gestellt. In den 
nächsten Sitzungen ist er nicht nehr erschienen, 
Ich stelle fest, dass mit der Festsetzung der Leist- 
ungen auch die Deckungsfrage gelöst werden uuSS, 


dass die Herren der äussersten Linken die ganze Vorlage 
es 


a das ist der Eindruck der ganzen Rede 
errn Reinhard. Wenn er auf die Bergerbeiter verweist, 
so kann ich sagen, dass der Bergbau heute allein 

etwa 10 % des Verdienstes an die Knappschaft ab-. 
geben muss. Dagegen kommen den Bergpensionären nmı 
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dem 1. Dezember ds. Js. 480 000 Frcs. zugute, die 
wir für die Bergbauinvaliden hersusgeholt haben. 
Es sind 7000 R.J.R.-Bezieher nebst Witwen, 8000 
Waisen. Diesen kommt ein ülehr von 430 000 fFres. 
zugute. Ich lege Wert auf praktische Arbeit. 


Petry (S.): 


Meine Damen und Herren! Auf alle Fälle sind 
die Sätze ungenügend, Ich hatte es für besser __ 
ARBeSSDEn, wenn man das Notstandsgesetz zur Vorlage 
gebracht hätte und mit dem jetzigen Gesetzesentwur 
in Einklang gebracht hätte, Ich wollte auch sagen 
dass das Wohlfahrtsamt nicht in dem Sinne arbeitet, 
wie die Not ist. Die Kapitalrentner leiden Not, 
aber auch die Sozialrentner, besonders diejenigen 
die derartig kleine Warkbezuge bekommen, dass dor 
die Not wesentlich er ist als in den a 
rentnerkreisen; dert ist der Nachwuchs, cer ür die 
Fltern etwas sufbringt. Anders sieht es aus in den 
Kreisen, wo kein Ervierbseinkommen ist, wo die Kinder 
den Eltern nicht unter die rue greifen können. Hier 
müsste das Wohlfe’rtsamt mehr Gewicht darauf legen 
und die Unterstützunessätzs zahler: 


! | EEE NE m mh uner- 
REN 0 r Wir sind jederzeit des Willens, dem. 
Meisten zuzustimmen; für uns ist das auch, dass wir 
nehmen, was wir bekommen können. \ür sagen nicht, 
wir lehnen es ab, weil wir nicht alles bekommen, 
sondern nehmen desjenige, was wır bekommen und . 
suchen nun noch meäar zu bekommen. In der Kommission 
haben wir uns überzeugt, dass nen nicht nehr. sc: 
weil wir ja kein Rech haben als a ee 
irgend ein Budget aufzustellen und die NMassnahnen 
zu treffen, was zur Verteilung ge eng? Aber auch 
ich muss hervorheben, dass die Frage der sozialen 
fohlfahrtseinrichtung in einen Sinne zur Regelung 
gelanst, damit auch etwas ausgeführt wird. 


Reinhard (Kommunist); 


Ich habe esagt, dass die bürgerlichen Par- 
teien in allen Staaten, und da sind Sie auch ge- 
meint. Herr Scheuer glaubt meine Arbeit besonders 
hervorheben zu müssen. Ich glaube, Herr scheuer, 

ich sehe nicht ein, soweit es nöglich ist, dass 

men etwas sagt, wir werden auch dort sagen, Was 

zu sagen ist und was die Kormission arbeitet, da 
wird mein Kollege darüber sprechen. Herr Karıus 
sagte, dass die Beiträge enorm hoch sind und die 
Leistungen bedeutend niedriger. Das weiss ich zu 
ürdigen, Unser Standpunkt ist der, dass diejenigen, 
cie die Gewinne haben, auch cie Leistungen auf brin- 


v 


gen. Ich weiss, wie die Verhältnisse liegen. 
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Helfgen (Komunist): 


Einiges zur Richtigstellung. Herr Karıus 

hat bekanntgegeben, dass 6 Sitzungen der Komnis- 
sıon staitgefunden hätten. Ich habe zu bemerken, 
dass mir 8 Einladungen zugegangen sind. Also 
von 3 18t mir nichts bekannt. In der ersten Sitz- | 
ung war Ich anwesend, In welcner eine allgemeine 4 
Aussprache stattgefunden. Endresultat war, erst 
den Standpunkt des Arbeitgeberverbandes kennen 
zu lernen. Ich hielt es allerdings da schon für 
vollständig ausgeschlossen, dass wir innerhalb 
der: Besetzung zur rechten Geltung kommen werden. j' 
Der Arbeitgeper schwingt das Zepter. Um hier etwas | 
Positives hersuszubekommen, dass wirklich die 
gewaltige Not gelindert würde, müssen Nittel 
bereitgestellt werden. Ich ersuchte meinen Kol- _ 
legen Reinhard nich zu vertreten, da ich anderweitig 
in Anspruch genommen war. Das war der ürund, warum 
ich nicht anwesend war. Ich habe zur Vorlage zu 
sagen, Reinhard hat gesprochen und unseren Stand- 
unkt klargemacht. Wir haben das Necht und die 

erpflichtung, Anträge zu stellen. Das Recht lassen 
wir uns nicht nehaen. Ich habe schon in der letzten | 
Sitzung auf Veranlassung der Regierungserklärung 
darauf hingewiesen, wonach man dem lendesrat das | 
Recht abspricht, Jnitiativanträge zu stellen. Ent- 
weder sind wir die rechtmössigen Vertreter der | 
Bevölkerung und können der Regierung Inıtiatıv- 
antröge stellen oder wir sind überhaupt nichts. ' 
Wir können diese Vorlage nicht hinnehnen, unter 
keinen Umständen. Die Arbeiterschaft wird zun 
Iohnsteuerabzug gewaltig herangezogen, während 
dıe Unternehuer geschont werden. las Kollege 
Reinhard gesagt hat, stimmt schon und das kann uns 
niemand in Äbrede stellen, dass die Arbeitgeber 
unheimliche Gewinne in die Tasche stecken. Der 
Regierung möchte ich sagen, wenn sie sich in Geld- 
kalamität befindet, sie möchte machen, dass man 
enclich mit der Steuerveranlagung für die Gewerbe- 
treibenden vorwärts macht, dass es den Gemeinden 
ermöglicht wird, das notwendige Geld zu erhalten, 
um auch ihrerseits höhere Unterstützungen zahlen 
zu könuen. 
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Vorsitzender; 
"ir können die Steuerfragen nicht aufrollen. 
'Helfgen (Kommunist); 


Staat unc Gemeinde haben die Verpflichtung, 
die Notleidenden aus dem Elend herauszuholen. Es 
ist sache der Regierung, dass für die Gemeinden 
die Gewerbesteuer der Gruben endlich hereingebracht 
wird. Das ist sehr notwendig. Es kann unter keinen 
Umständen gewartet werden. Wir sind der Ansicht, 
die Vorlage wird so oder so doch verabschiedet. Ich 
bitte, dass unser eingereichter Vorschlag mit den 
Zuschürsen in der Kommission geregelt wird und die 
Sätze herauskommen, die wir vorgeschlagen haben, 
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Hoffmann (S.): 


12: 


"ein Danen und Herren! Es freut nich, dass auch 


die Konmunisten die Summe als zu niedrig angesehen habe: 


heben. {ch muss aber bedauern, dass eine Kennt- 


nis cer Materie bei ihnen nicht vorhanden it. 
Abe. Helfgen sagt, er wüsste von 2 Sitzungen 
nichts. \ontazg war Helfgen da, in der zweiten 
Sitzung nicht, von der Seriten Sitzung konnta er 
nichts wissen. Zur vierten Sitzung ist er einge- 
laden worden. Ich möchte darun sagen, eS ist nich 
schön, wenn er heute So redet, er soll sich auch 
in den Sitzungen dafür einsetzen, dam wird auch 
die kommunistische Partei einsehen, dass die Vor- 
schläge in der Kommission weit über ihre Vorschiäge 
hinausgegangen sind, Der ländestgrundsatz war __ 
900 Franken. Die Arbeitgeber lehnten dies ab, die- 
Regierung würde es auch ogblehnen. ir wollen uns 
heute nicht mehr weiter aufhalten, weil es brennt 
und notwendig ist, das Gesetz zu verabschieden. 
Ich habe schon vorher ausgeführt, wenn wır zustim- 
men, dann stimmen wir nur dann zu, wenn die Re- 
gjerung das Notstandsmassnahnegesetz einführt. Ich 
1sube namens meiner Fraktion erklären zu müssen, 
ass das Gesetz sobald als nöglich eingeführt 
werden muSS. 


Stastskowrissar Dr. Liesch; 


Es ist wohl nicht notmendiE, weiter der aui 
einzugehen und ich glaube, dass gem Antrag, wıe 
er von der \iehrheit der Darteien gestellt worden 
ist, wohl stattgegeben werden kann. 


Karius (2.); 


verliest foigendes Gutachten: 


In $ 1 wird hinter dem Worte "Rente" fol- 


gendes eingesetzt: (gemäss der Reichsversicle rungS- 


ordmung). | | ; 
den $$ 2 und 3 wird vor dem \‚orte "ne 
validen" das ‘ort "reichsgesetzlichen” eingesetzt, 

....3 6 soll folgende Fassung erhalten: "Der, 
Präsident der Regierungskoumission erlässt mcu 
änhörung der 7. Kommission des landesrates dıe 
zur Durchführung der Verordnung erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen, Be 

In der Erwägung aber, dass dıese Beihilfe 

satt Dei weitem nicht genügt, um dıe 
drıngenäste Not der Tnvalidenrentenenplänger 
zu beheben, ersucht der Landesrat die Kegıerungss- 
kommission dringend, möglichst umgehend die Ein- 
führung des Kleinrentnernotstandsgesetzes von 
Dezember 1921 im Saargebiet vorzunehmen, auf alle 
a Esbene? Be auszudehnen, die Ausschussätze 
entsprechend der hohen Teuerung 1 Saargebiet 


za erhöhen und eine diesbezügliche Vorlage tun- 
-lichst noch in dieser. Sitzungsperiode dem len des- 
rat vorzulegen. 
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Die kommnistische Partei hat folgenden 
Antrag gestellt: 


Vorsitzender; 


Die zur Ausführung der Bestimmungen des $1 
erforderlichen Nittel werden auf die bei der 
Landesversicherungsanstalt Saargebiet versicherten 
BEBBLIGSNeT ungelegt. | Ey 

Alle Paragraphen derReichsversicheruns ord- 


nung, die diesen Bestimmungen wi dersprechen, 
werden ausser Kraft gesetzt. 


Die Debatte ist ae pre eer Wir stimmen ab. 
"er für das von Abg. Karius verlesene Gut- 
achten ist, möge sich erheben. 


7 Stimmen dafür, 2 Stimmen dagegen. 


Wer stumt für den Antrag der kommunistischen 
Partei? | 
2 Stimmen dafür, 27 dagegen. 


"ir sind am Schlusse unserer heutigen Tages- 


ordnung angelangt. | 
Ich schliesse die Sıtzung. 


Schluss 2 Uhr. 


7 
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